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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freunde,

am vergangenen Dienstag ist Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel auf dem Bundesparteitag der CDU
in Essen erneut zur Vorsitzenden der CDU Deutschlands gewählt worden. Die Mitglieder der
Landesgruppe Brandenburg der CDU/CSU-Bundestagsfraktion gratulieren Dr. Angela Merkel ganz
herzlich zu Ihrer Wiederwahl und wünschen Ihr viel Kraft, Erfolg und Gottes Segen für die vor uns
liegenden Aufgaben.

Ich wünsche Ihnen einen schönen 3. Advent.

Ihr

Michael Stübgen, MdB
Landesgruppenvorsitzender
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2. Bundestag beschließt Bundesteilhabegesetz

In der letzten Sitzungswoche hat der Deutsche Bundestag das sogenannte Bundesteilhabegesetz in 2. und 3.
Lesung verabschiedet. Menschen mit Behinderung sollen ein selbstbestimmtes Leben in der Mitte der
Gesellschaft führen können. Die Philosophie heißt: heraus aus dem Fürsorgesystem – hin zu mehr
Selbstbestimmung. Mehr Teilhabe für Menschen mit Behinderung und mehr Unterstützung für eine
individuelle Lebensplanung. Das ist das Ziel, das im Koalitionsvertrag formuliert wurde.
Betroffenenverbände, Länder, Kommunen und Sozialpartner beteiligten sich an der Erarbeitung eines
Gesetzentwurfs für das Bundesteilhabegesetz. Das Teilhaberecht ist vor allem im Neunten Sozialgesetzbuch
verankert.

Die reformierte Eingliederungshilfe wird stärker am Menschen ausgerichtet, der eine Behinderung hat. Die
Philosophie heißt: heraus aus dem Fürsorgesystem der Sozialhilfe – hin zu mehr Selbstbestimmung. Deshalb
werden Einkommen und Vermögen im Sinne der Betroffenen besser berücksichtigt.

2.1. Freibeträge werden angehoben

Ab 2017 werden die Freibeträge für Erwerbseinkommen um bis zu 260 Euro monatlich erhöht. Die
Vermögensfreigrenze liegt dann bei 25.000 Euro. Bis 2020 soll die Freigrenze auf 50.000 Euro steigen. Das
Partnereinkommen wird nicht angerechnet. Ab vollständigem Inkrafttreten der Reform im Jahr 2020 werden
Menschen mit Behinderung dadurch über mehr Geld verfügen. Monatlich können das bis zu 300 Euro sein.
Das erleichtert Betroffenen zum Beispiel, einer Arbeit auf dem regulären Arbeitsmarkt nachzugehen.

Neu ist, dass der Vermögensfreibetrag von Leistungsbeziehern der Sozialhilfe von 2.600 auf 5.000 Euro
angehoben wird. Davon profitieren Menschen mit Behinderung, die keiner Erwerbstätigkeit nachgehen
können. Grundsätzlich gilt diese Regelung jedoch für alle Bezieher von Leistungen nach dem zwölften
Sozialgesetzbuch.

2.2. Weniger Fürsorge, mehr Selbstbestimmung

Im parlamentarischen Verfahren wurde geregelt, dass Menschen mit Behinderung wählen können, ob sie
länger in ihrem vertrauten Umfeld, der eigenen Wohnung leben wollen. Wer in einer eigenen Wohnung lebt
und Assistenz benötigt, ist vom "Poolen" der Leistungen befreit. Das heißt, die Assistenzleistungen müssen
nicht mit anderen Betroffenen geteilt werden. Dazu käme es erst, wenn Betroffene in
Betreuungseinrichtungen leben. Menschen mit Behinderungen sollen leichter auf dem Arbeitsmarkt Fuß
fassen können. Sie können jetzt wählen, ob sie in einer Werkstatt bleiben, zu einem anderen Leistungsanbieter
Gehen oder auf den ersten Arbeitsmarkt wechseln. Arbeitgeber werden durch ein "Budget für Arbeit"
unterstützt. Wenn sie Menschen mit wesentlicher Behinderung einstellen, erhalten sie Lohnkostenzuschüsse
von bis zu 75 Prozent. Das gab es bisher nur in wenigen Bundesländern. Vom Amt werden die Kosten für die
erforderliche Begleitung am Arbeitsmarkt übernommen. Das "Budget für Arbeit" ermöglicht damit eine
Alternative zur Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen. Zudem wurde das
Arbeitsförderungsgelt für die rund 300.000 Beschäftigten in Werkstätten von 26 Euro monatlich auf 52 Euro
verdoppelt. Das Arbeitsförderungsgelt ist eine Zusatzleistung zum Arbeitsentgelt für jeden beschäftigten
Menschen mit Behinderung in einer anerkannten Werkstatt.

2.3. Weitere Änderungen im Überblick

a) Assistenzleistungen für höhere Studienabschlüsse
Erstmals klargestellt wird, dass die Teilhabe an Bildung eine eigene Reha-Leistung ist. Damit werden
Assistenzleistungen für höhere Studienabschlüsse wie ein Masterstudium oder in bestimmten Fällen eine
Promotion ermöglicht.
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b) Kein Vorrang der Pflege vor der Eingliederungshilfe
Leistungen der Pflege und der Eingliederungshilfe werden auch in Zukunft nebeneinander gewährt. Es bleibt
damit bei der jetzigen Regelung der Gleichrangigkeit beider Leistungen. Die geplante Regelung wird zunächst
wissenschaftlich untersucht und in einem zweiten Schritt in allen Bundesländern erprobt. Auf der Grundlage
der gesammelten Daten wird eine neue Regelung zum 1. Januar 2023 in Kraft treten. Bis dahin bleibt es bei
der heute geltenden Regelung.

c) Mehr Mitwirkungsmöglichkeiten in den Werkstätten
Erstmals sollen im Herbst 2017 Frauenbeauftragte gewählt werden. Die Frauenbeauftragte vertritt die
Anliegen der Frauen in den Werkstätten gegenüber der Werkstattleitung. Auch Werkstatträte erhalten mehr
Rechte. Für besonders wichtige Angelegenheiten, etwa den Arbeitslohn, hat der Werkstattrat künftig ein
Mitbestimmungsrecht.

d) Leistungen wie aus einer Hand
Künftig soll es nur noch einen Ansprechpartner geben, auch wenn mehrere Träger Hilfen zahlen. So können
sich Menschen mit Behinderungen unabhängig beraten lassen, bevor sie eine Leistung beantragen. Damit
kann der richtige Träger rechtzeitig ermittelt werden. Betroffene erhalten so schneller ihren Leistungen.
Zudem wird der Bund künftig rund 60 Millionen Euro in eine unabhängige Beratung investieren. Damit
werden Betroffene und ihre Familien gut informiert und ausreichend unterstützt.

3. Bundestag beschließt Anstieg der Regelsätze ab 2017

Wer Grundsicherung bezieht, erhält ab Januar 2017 mehr Geld. Dem hat der Bundestag zugestimmt. Der
Regelsatz für Alleinstehende steigt von 404 Euro auf 409 Euro pro Monat. Die Grundsicherung für Kinder
vom 7. bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres erhöht sich um 21 Euro. Leistungen für Asylbewerber sinken.

Zum Jahresbeginn 2017 steigen die Leistungen für alle, die ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestreiten
können. Das gilt für die Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) und die Sozialhilfe nach SGB XII.
Auch für Asylbewerber ändern sich die Leistungen. Der Bundestag hat dem Gesetz zugestimmt. Leistungen
für 6 bis 14jährige am stärksten erhöht Am stärksten steigen die Regelleistungen für Kinder vom Beginn des
7. bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres. Ab 1. Januar 2017 erhalten sie 291 Euro statt bisher 270 Euro.
Dem Plus liegt die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundesamts von 2013
zugrunde. Demnach ist der Bedarf in dieser Altersgruppe für Lebensmittel und Getränke erheblich höher als
bisher berechnet.
Diese Regelsätze gelten ab 1. Januar 2017 (Veränderung gegenüber 2016 in Klammern):

Alleinstehend / Alleinerziehend 409 Euro (+ 5
Euro)

Regelbedarfsstufe
1

Erwachsene nicht-erwerbsfähige / Behinderte (z.B.
Wohngemeinschaften)

409 Euro (+ 5
Euro)

Regelbedarfsstufe
1

Paare je Partner / Bedarfsgemeinschaften 368 Euro (+ 4
Euro)

Regelbedarfsstufe
2

Erwachsene Behinderte in stationären Einrichtungen
(bis Ende 2019)

327 Euro (+ 3
Euro)

Regelbedarfsstufe
3

nicht-erwerbstätige Erwachsene unter 25 Jahre im
Haushalt der Eltern

327 Euro (+ 3
Euro)

Regelbedarfsstufe
3
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Jugendliche vom 15. bis Vollendung des 18.
Lebensjahres

311 Euro (+ 5
Euro)

Regelbedarfsstufe
4

Kinder vom 7. bis Vollendung des 14. Lebensjahres 291 Euro (+ 21
Euro)

Regelbedarfsstufe
5

Kinder bis Vollendung des 6. Lebensjahres 236 Euro
(unverändert)

Regelbedarfsstufe
6

Künftig erhalten nicht-erwerbsfähige oder behinderte erwachsene Sozialhilfeempfänger 100 statt 80 Prozent
der Grundsicherung. Wenn sie zum Beispiel bei den Eltern oder in einer WG leben, gehören sie zur
Regelbedarfsstufe 1. Dadurch können Sozialhilfeempfänger leichter ihre Kosten für Unterkunft und Heizung
geltend machen, wenn sie beispielsweise bei den Eltern leben. Dies ist eine wesentliche Verbesserung für
erwachsene Menschen mit Behinderung.

Neu ist, dass Menschen mit Behinderung, in stationären Einrichtungen ab 2020 die Regelbedarfsstufe 2 (90
Prozent) statt Regelbedarfsstufe 3 (80 Prozent) erhalten. Dies wurde durch die Neuregelungen im
Bundesteilhabegesetz möglich. Aufwendungen zur gesetzlichen Rentenversicherung oder
landwirtschaftlichen Alterskasse können als Bedarfe berücksichtigt werden. Dies gilt nicht für
Aufwendungen, die vom Einkommen abgesetzt werden können.

Leistungsempfänger von Sozialleistungen können sich bis zu vier Wochen im Ausland aufhalten. Nach vier
Wochen werden die Leistungen bis zur nachgewiesenen Rückkehr gestrichen. Dies soll verhindern, dass
Leistungsempfänger dauerhaft im Ausland leben und somit dem heimischen Arbeitsmarkt nicht zur
Verfügung stehen.

Die Leistungen für Asylbewerber werden 2017 ebenfalls angepasst: Alleinstehende Asylbewerber erhalten
dann statt 354 Euro nur noch 332 Euro. Grund ist die Herausnahme der Verbrauchsausgaben für
Haushaltsenergie und Wohnungsinstandhaltung. Bei der Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft
werden diese Kosten durch Sachleistungen gedeckt. Ein Ehrenamt kann beim Spracherwerb und beim Aufbau
persönlicher Kontakte helfen. Daher wurde im Asylbewerberleistungsgesetz eine Freibetragsregelung
aufgenommen. Eine ehrenamtliche Tätigkeit kann demnach mit bis zu 200 Euro vergütet werden.

Hintergrund:
Grundlage für die Neuberechnung der Regelsätze ist die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), die
alle fünf Jahre vom Statistischen Bundesamt durchgeführt wird. Die Höhe der Regelsätze richtet sich nach
den Lebensverhältnissen der einkommensschwächsten Haushalte in Deutschland. Als Vergleichsmaßstab für
Familienhaushalte werden dabei die Konsumausgaben der unteren 20 Prozent der Haushalte herangezogen,
bei Alleinstehenden sind es die unteren 15 Prozent.

4. Bundestag verabschiedet das Dritte Pflegestärkungsgesetz

Der Deutsche Bundestag hat in der vergangenen Woche in zweiter und dritter Lesung den Entwurf eines
"Dritten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Vorschriften"
(Drittes Pflegestärkungsgesetz – PSG III) beschlossen. Das PSG III ist im Bundesrat zustimmungspflichtig.
Das Gesetz soll zum 1. Januar 2017 in Kraft treten.

Nach der Verbesserung der Leistungen durch das Erste Pflegestärkungsgesetz (PSG I) werden durch das
Zweite Pflegestärkungsgesetz (PSG II) zum 1. Januar 2017 ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein
neues Begutachtungsinstrument eingeführt. Damit erhalten erstmals alle Pflegebedürftigen
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gleichberechtigten Zugang zu den Leistungen der Pflegeversicherung – unabhängig davon, ob sie an
körperlichen Einschränkungen leiden oder an einer Demenz erkrankt sind. Die Leistungen für
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen steigen damit in dieser Wahlperiode um 20 Prozent. Das entspricht
rund fünf Milliarden Euro zusätzlich pro Jahr für die Pflege.

Das Dritte Pflegestärkungsgesetz (PSG III) stärkt die Pflege vor Ort und baut die Beratung zu den
Pflegeleistungen weiter aus. Damit werden Empfehlungen umgesetzt, die die Bundesregierung gemeinsam
mit den Ländern und Kommunalen Spitzenverbänden erarbeitet hat. Außerdem werden die
Kontrollmöglichkeiten verschärft, um Abrechnungsbetrug in der Pflege noch wirksamer zu bekämpfen und
so Pflegebedürftige, ihre Angehörigen, aber auch die Versichertengemeinschaft noch besser zu schützen.

Die wichtigsten Regelungen im Einzelnen:

a) Bessere Abstimmung vor Ort: Die Pflegekassen werden verpflichtet, sich an Pflegeausschüssen, die sich
vor Ort mit regionalen Fragen in der Pflege oder auf Landesebene mit sektorenübergreifender
Versorgung beschäftigen, zu beteiligen. Sie sollen zudem Empfehlungen der Ausschüsse, die sich auf
die Verbesserung der Versorgungssituation beziehen, künftig bei Vertragsverhandlungen einbeziehen.
Regionale Besonderheiten in der pflegerischen Versorgung können so künftig besser berücksichtigt
werden, und es können rechtzeitig Maßnahmen eingeleitet werden, um z.B. einer regionalen
Unterversorgung vorzubeugen.

b) Die Beratung in der Pflege wird weiter gestärkt: Um das Netz der Beratungsstellen weiter auszubauen,
sollen Kommunen für die Dauer von fünf Jahren ein Initiativrecht zur Einrichtung von
Pflegestützpunkten erhalten, wenn sie sich angemessen an den entstehenden Kosten beteiligen. Darüber
hinaus sollen auch die Kommunen künftig Beratungsgutscheine für eine Pflegeberatung einlösen und
ergänzend zu ihren eigenen Aufgaben auch Bezieher von Pflegegeld beraten können, wenn diese das
wünschen.

c) Zudem soll in bis zu 60 Landkreisen und kreisfreien Städten für die Dauer von fünf Jahren eine Beratung
der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen „aus einer Hand“ durch kommunale Beratungsstellen
modellhaft erprobt werden. Die Beratungsaufgaben der Pflegekassen gehen in diesem Fall auf die
Kommunen über; damit verbundene Kosten werden von den Pflegekassen erstattet. Die teilnehmenden
Kommunen müssen ein Konzept vorlegen, in dem sie die beabsichtigte inhaltliche Weiterentwicklung
der Beratung – insbesondere die Verknüpfung mit den eigenen Beratungsaufgaben, z.B. in der Hilfe zur
Pflege, der Eingliederungshilfe oder der Altenhilfe – und die Einbringung von eigenen sächlichen,
personellen und finanziellen Mitteln darlegen. Für diese Modellvorhaben ist eine systematische
Evaluation mit dem Schwerpunkt der Ergebnisqualität vorgesehen.

d) Auf- und Ausbau von Angeboten zur Unterstützung und Entlastung Pflegebedürftiger und ihrer
Angehörigen im Alltag: Die Pflegeversicherung fördert solche Angebote im Umfang von bis zu 25 Mio.
Euro, wenn Länder bzw. Kommunen den gleichen Förderbetrag aufbringen. Bislang werden die
entsprechenden Mittel der Pflegeversicherung nicht vollständig ausgeschöpft. Mit dem PSG III wird es
für Länder und Kommunen leichter, die Mittel zu nutzen und damit entsprechende Angebote zu fördern.
Darüber hinaus wird der Fördertopf der Pflegeversicherung um 10 Mio. Euro erhöht, um damit künftig
auch die Arbeit selbstorganisierter Netzwerke zur Unterstützung Pflegebedürftiger auf kommunaler
Ebene zu unterstützen. Auch hier müssen Länder und Kommunen den gleichen Förderbetrag aufbringen.

e) Um Abrechnungsbetrug in der Pflege zu verhindern, erhält die Gesetzliche Krankenversicherung ein
systematisches Prüfrecht: Auch Pflegedienste, die ausschließlich Leistungen der häuslichen
Krankenpflege im Auftrag der Krankenkassen erbringen, sollen zukünftig regelmäßig von den Qualitäts-
und Abrechnungsprüfungen durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) erfasst
werden. Künftig sind zudem in die Prüfungen des MDK nach dem Pflegeversicherungsrecht auch
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Leistungen der häuslichen Krankenpflege einzubeziehen, wenn diese Leistungen für Personen erbracht
werden, die keine Leistungen der Pflegeversicherung in Anspruch nehmen.

f) Abrechnungsprüfungen sollen von den Pflegekassen zudem künftig auch unabhängig von den
Qualitätsprüfungen des MDK durchgeführt werden, wenn Anhaltspunkte für fehlerhaftes
Abrechnungsverhalten vorliegen. Darüber hinaus wird die Pflegeselbstverwaltung in den Ländern
gesetzlich verpflichtet, in den Landesrahmenverträgen insbesondere Voraussetzungen für Verträge
festzulegen, durch die wirksamer gegen bereits auffällig gewordene Anbieter vorgegangen werden kann.
Damit soll sichergestellt werden, dass sich beispielsweise kriminelle Pflegedienste nicht unter anderem
Namen oder über Strohmänner eine neue Zulassung erschleichen können.

g) Die bereits bestehende Verpflichtung der Pflegeselbstverwaltung, Qualitätskonzepte für ambulante
Wohngruppen zu erarbeiten, wird durch den Auftrag zur Entwicklung von Instrumenten zur
Qualitätssicherung ergänzt und mit konkreten Fristen versehen. Für die Erarbeitung der mit
dem PSG II eingeführten neuen Verfahren der Qualitätsprüfung und Qualitätsdarstellung in der Pflege
hat die Selbstverwaltung einen genauen Zeitplan vorzulegen.

h) Die Beteiligungsrechte von Selbsthilfeorganisationen im dem neu geschaffenen Pflege-
Qualitätsausschuss als Entscheidungsgremium der Pflegeselbstverwaltung werden durch ein
Antragsrecht gestärkt. Über diese Anträge ist zwingend zu beraten.

i) Mit dem PSG I wurde gesetzlich klargestellt, dass die Zahlung von tariflicher und
kirchenarbeitsrechtlicher Entlohnung in Vergütungsverhandlungen vollumfänglich zu berücksichtigen
ist. Das Vertrags- und Vergütungsrecht der Pflegeversicherung wird nun dahingehend ergänzt, dass
künftig auch die Wirtschaftlichkeit der Zahlung von Gehältern bis zur Höhe von Tariflohn in den
Vergütungsverhandlungen bei nicht tarifgebundenen Einrichtungsträgern anerkannt wird. Dies setzt
weitere Anreize für eine angemessene Vergütung in der Pflege.

j) Die Leistungen von Pflegeversicherung und Eingliederungshilfe stehen gleichberechtigt nebeneinander.
Um Abstimmungsprobleme bei der Leistungsgewährung zu vermeiden, werden im Interesse der
pflegebedürftigen behinderten Menschen die Leistungsträger zur Zusammenarbeit verpflichtet. Die
zuständige Pflegekasse und der für die Eingliederungshilfe zuständige Träger haben mit Zustimmung
des Leistungsberechtigten eine Vereinbarung zu treffen, dass im Verhältnis zum Pflegebedürftigen der
für die Eingliederungshilfe zuständige Träger die Leistungen der Pflegeversicherung auf der Grundlage
des von der Pflegekasse erlassenen Leistungsbescheids zu übernehmen hat, dass die zuständige
Pflegekasse dem für die Eingliederungshilfe zuständigen Träger die Kosten der von ihr zu tragenden
Leistungen zu erstatten hat sowie über die Modalitäten der Übernahme und der Durchführung der
Leistungen sowie der Erstattung. Auch die Kooperation bei Teilhabe- / Gesamtplanverfahren wird
gestärkt. Die Regelung soll evaluiert werden.

k) Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs in das Sozialhilferecht: Auch nach Einführung des
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und nach der deutlichen Ausweitung der Leistungen der
Pflegeversicherung kann ein darüber hinausgehender Bedarf an Pflege bestehen. Dieser wird bei
finanzieller Bedürftigkeit durch die Hilfe zur Pflege im Rahmen der Sozialhilfe und im sozialen
Entschädigungsrecht (Bundesversorgungsgesetz – BVG) gedeckt. Wie im Elften Buch Sozialgesetzbuch
(SGB XI) wird daher im Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) und im BVG der neue
Pflegebedürftigkeitsbegriff eingeführt, um weiterhin sicherzustellen, dass finanziell Bedürftige im Falle
der Pflegebedürftigkeit angemessen versorgt werden. Gegenüber dem SGB XI ist der Begriff auch
künftig insoweit weiter gefasst, als Pflegebedürftigkeit nicht mindestens für voraussichtlich sechs
Monate vorliegen muss.

l) Medizinprodukterecht: Im Medizinproduktegesetz werden die Aufgaben des Bundesinstituts für
Arzneimittel und Medizinprodukte Anträgen zur Abgrenzung von Medizinprodukten zu anderen
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Produkten erweitert. Die bisher in § 15 Absatz 1 dargestellten Abläufe zur Benennung von Benannten
Stellen sind nicht mehr praktikabel und werden den heutigen elektronischen Meldeverfahren angepasst.
Zur Optimierung der Überwachungstätigkeit der zuständigen Behörden erfolgt eine Anpassung an die
Formulierung im Arzneimittelgesetz. Darüber hinaus werden die Zuständigkeiten der
Marktüberwachungsbehörden bei Verfahren der Zollbehörden in einem neuen §
32a MPG vereinheitlicht. Mit einer neuen Regelung in der Medizinprodukte-Abgabeverordnung wurde
die Abgabe der dort bezeichneten In-vitro-Diagnostika umfassend geregelt. Die gesetzliche
Sondervorschrift für das Inverkehrbringen von HIV-Tests in § 11 Absatz 31 ist dadurch entbehrlich
geworden.

m) Berufsrecht: Im Ergotherapeuten-, Hebammen-, Logopäden- sowie im Masseur- und
Physiotherapeutengesetz werden die vorhandenen Modellklauseln zur Erprobung einer Akademisierung
der entsprechenden Berufe um vier Jahre bis 2021 verlängert. Die Modellvorhaben werden evaluiert.
Darüber hinaus wird eine rechtliche Grundlage geschaffen, um Leitlinien zur Überprüfung von
Heilpraktikeranwärtern einzuführen. Dies wird die Qualität der Überprüfung erhöhen.

5. Kurz notiert

5.1. Lkw-Maut wird ausgeweitet

Die Lkw-Maut soll ab Mitte 2018 auf alle Bundesstraßen ausgeweitet werden. Bisher ist der Großteil des
etwa 40.000 Kilometer langen Bundesstraßennetzes nicht mautpflichtig. Obwohl Laster sämtliche
Bundesstraßen befahren und dadurch die Verkehrsinfrastruktur belasten. Der Bundestag gab grünes Licht
dafür. Nach Angaben des Bundesverkehrsministeriums kann eine Ausweitung der Lkw-Maut auf alle
Bundesstraßen - je nach Höhe der Mautsätze - zusätzliche Einnahmen in Milliardenhöhe generieren. Im Mai
hatte das Bundeskabinett den Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes beschlossen.
Nun hat auch der Bundestag zugestimmt.

Bisher erhebt der Bund die Lkw-Maut auf rund 12.800 Kilometern Bundesautobahnen und 2.300 Kilometern
autobahnähnlichen Bundesstraßen. Nun sollen weitere 37.000 Kilometer Bundesstraßen hinzukommen. Das
Ziel: eine bessere Finanzierung der Bundesfernstraßen sowie eine moderne, sichere und leistungsstarke
Verkehrsinfrastruktur in Deutschland. Eine Mautpflicht auf allen Bundesstraßen kann zusätzliche Einnahmen
von bis zu zwei Milliarden Euro jährlich einspielen - Einnahmen, die zweckgebunden in die
Verkehrsinfrastruktur zurückfließen.

5.2. 61 % der Unternehmen in Deutschland ermöglichen mobiles Arbeiten

Im Jahr 2016 ermöglichen 61 % der Unternehmen in Deutschland mobiles Arbeiten, indem sie einen Teil der
Beschäftigten mit einem mobilen Internetzugang über ein tragbares Gerät
(zum Beispiel Smartphone oder Tablet) ausstatten. Dies teilt das Statistische Bundesamt mit. In 80 % der
Unternehmen, die tragbare Geräte ausgeben, können Beschäftigte auf das unternehmenseigene E-Mail-
System zugreifen. Der mobile Zugang und die Abänderung von Unternehmensdokumenten sind in 44 %
dieser Unternehmen möglich. In 36 % der Unternehmen mit der Möglichkeit des mobilen Arbeitens können
die Beschäftigten räumlich flexibel firmeninterne Geschäftssoftware nutzen. Dabei sind nicht alle
Beschäftigten in den Unternehmen mit einem mobilen Internetzugang ausgestattet. In 93 % der Unternehmen
mit der Möglichkeit des mobilen Arbeitens kann dies mindestens jeder zehnte Beschäftigte nutzen, bei 36 %
dieser Unternehmen mittlerweile sogar über die Hälfte der Beschäftigten. Der Anteil der Unternehmen, die
ihren Beschäftigten die Option zum mobilen Arbeiten bieten, steigt mit der Unternehmensgröße. Während
60 % der Kleinstunternehmen (1 bis 9 Beschäftigte) mobiles Arbeiten einrichten, sind es 65 % der kleinen
Unternehmen (10 bis 49 Beschäftigte). Bei 83 % der mittelgroßen Unternehmen (50 bis 249 Beschäftigte) ist
mobiles Arbeiten möglich. Bei den großen Unternehmen (250 und mehr Beschäftigte) beträgt der Anteil
94 %.
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5.3. Arbeitskosten im 3. Quartal 2016 um 2,5 % höher als im 3. Quartal 2015

In Deutschland sind die Arbeitskosten je geleistete Arbeitsstunde im Zeitraum vom dritten Quartal 2015 bis
zum dritten Quartal 2016 kalenderbereinigt um 2,5 % gestiegen. Wie das Statistische Bundesamt weiter
mitteilt, stiegen die Arbeitskosten im Vergleich zum Vorquartal saison- und kalenderbereinigt um 0,8 %.
Die Arbeitskosten setzen sich aus den Bruttoverdiensten und den Lohnnebenkosten zusammen. Die Kosten
für Bruttoverdienste erhöhten sich vom dritten Quartal 2015 bis zum dritten Quartal 2016 kalenderbereinigt
um 2,4 %, die Lohnnebenkosten stiegen um 2,8 %. Für das zweite Quartal 2016 liegen für 27 der 28
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) Veränderungsraten der Arbeitskosten vor. Nach diesen
Ergebnissen verteuerte sich in Deutschland eine Stunde Arbeit im Vergleich zum Vorjahresquartal
kalenderbereinigt um 1,9 %. In der gesamten EU lag der durchschnittliche Anstieg der Arbeitskosten in
diesem Zeitraum bei 1,4 %. Die höchsten Wachstumsraten innerhalb der EU wiesen Rumänien (+ 12,0 %),
Lettland (+ 9,5 %) und Bulgarien (+ 7,3 %) auf. In Finnland (– 2,0 %), Italien (– 1,1 %) und Luxemburg
(– 1,1 %) waren die Arbeitskosten rückläufig. In Frankreich fiel der Anstieg der Arbeitskosten mit + 1,4 %
niedriger aus als in Deutschland. In Belgien blieben die Arbeitskosten nahezu unverändert (+ 0,1 %).
Die Veränderungsraten der Arbeitskosten von Staaten außerhalb des Euro-Währungsgebiets sind in der
jeweiligen Landeswährung gemessen und daher nicht währungsbereinigt.

5.4. Mehr als 4 Millionen Kinder unter 6 Jahren

Im Jahr 2015 lebten in Deutschland fast 4,2 Millionen Kinder im Alter unter 6 Jahren. Wie das Statistische
Bundesamt auf der Basis des Mikrozensus mitteilt, lebten nahezu drei Viertel der Kinder dieser Altersgruppe
bei verheirateten Eltern (72 %). Rund 14 % wohnten jeweils bei alleinerziehenden Elternteilen oder bei Eltern
in Lebensgemeinschaften. In Ostdeutschland lebte 2015 lediglich die Hälfte (50 %) der unter 6-Jährigen bei
Ehepaaren (Westdeutschland: 78 %), 29 % bei Lebensgemeinschaften (Westdeutschland: 11 %) und 21 %
bei Alleinerziehenden (Westdeutschland: 12 %).

Uwe Schüler, Landesgruppenreferent


